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Annehmen oder ablehnen?

Diese Frage warf im Jahre a1·847Heinrich
Simon auf, als der verstorbene KonigovonPreußen
seinem Lande durch das Patent vom Z- Gebt-»elneArt

von Verfassung gab, »welche1ed2ch»wegen»thlesAn-

schlussesan die ftändischenVerhaltnisse, die man als
veraltet betrachten innßte,«den Anforderungender Zeit

nicht genügte,und deshalb auch dem Sturmwinde,welcher

im«Fi-ühjahrdes Jahres 1848 von kirankreichherwehte,
nicht Stich halten konnte. Dennochwar jene ksrage

sehr wohl berechtigt, denn bei allen Mangeln,welche
jene Verfassung vom 3. Febr. 18»47enthielt, konnte

man sie doch als einen ersten Schritt betrachtenauf der

Bahn zur vollständigenErsullung der Wunsche,welche

das Volk hegte, und warum sollte»man diesemersten
Schritte nicht beistimmenin derHoffnung igszsichFrecht
bald weitere Schritte aiischliefzeniwurdlensp»Alled

reis-

nifse des Jahres 1848, welche eine plvbltches ZU

CUEUI
in dem Zustande unseres Staates verursachtenzhebei;
die Entscheidungjener Frage verhindert;wir wissen ex
nicht, ob jene Recht hatten, welche.das Patent voniV.
Felsr.1847 als etwas unvollstandiges, als etwas

its
Entwikelung hemuiendes von der Hand wiesen,oder O

jene Recht hatten, welche die frkudigeZustimmungein-

psahlen, weil fich«daraus ja Besseresentwickelnkonne.
Jn einer ähnlichen Lage befinden wir unscheute

gegenüberdem Antrage, welchenvdiePrenßischeRegierung
in Frankfurt in BezugZust

die Reform der deutschen
—« ndesver«a uni etc t a.

« .ou

Seit äashkesälange überhauptin dem deutschen
Volke der Drang lebendiggewordenlit, ans dem jetzigen
Zustande des deutschen Bundes, »wir er durch den
wiener Frieden geschaffenist, heransznkomuien,und ein

staatlichesVerhältnißzu schaffen,welches die Entwicke-

lung Und Geltendmachnng her ganzen Kraft

Deutschlands gestattet, seit jener Zelt betrachtet
man die Zusammenberufung eines deutschen
Parlamentes als das Ziel, welches man erreichen
Mülle- Dieses Parlament dachteman sich als die Stutze
einer starken Centralgewalt, und man hoffte, daß

eine solche Einrichtung genügen werde, um endlich
die Einigung der Kräfte Deutschlands zu vollziehen.

Jni Jahre 1848 glaubte man, das Ziel sei erreicht.
Es trat ein deutsches Parlamcnt zusammen, welches
lange darüber berieth, in welcher Weise künftigdas
einige Deutschland regiert werden solle, aber als die
Beralhung zu Ende war, da war es auch auf lange,
lange Zeit vorbei mit der Hoffnung auf ein einiges
Deutschland Das Parlament hatte keine Macht,
seinen Beschlüssen Geltung zu verschaffen; man

hatte vergessen,gleich im ersten Aufschwungder Be-
geisternng dem Parlament eine kräftigeCentralgewalt
für Deutschland, welche auch den ernsten Willen hatte,
sich nach allen Seiten hin die nöthige Autorität zu
wahren, an die Seite zu stellen.

Jn einzelnen deutschen Ländern versuchtezwar das
Volk, den Beschlüssenseiner Vertreter Macht und
Geltung zu verschaffen,aber die Uebermachtderer, welche
nichts von den Beschlüssendes ersten deutschen Par-
laments wissen wollten, warf die Kämpfer für die Reichs-
verfassungzu Boden, nnd seitdem schien die Hoffnung
auf eine baldige Verwirklichungder Bestrebungenzur
Herstellungder deutschen Einheit geschwunden.

«

Aber wenn der Wunsch nach dem deutschenParla-
ment auch nicht mehr laut und offen zu Tage trat, so
war doch derselbekeineswegserloschen, er blieb lebendig
in der Brust aller guten deutschenPatrioten und als im

Jahre 1859 in Preußen eine Aenderung des
Systems eintrat, welche auf günstigereAnschauungfür
die deutscheFrage in den herrschendenKreisen thlen
ließ,da trat plötzlichin ganz Deutschlandder Wunschzu
Tage, der seit 10 Jahren nur heimlichausgesprochen
worden war.

Von einem Ende Deutschlands zum andern tönte

der Ruf: Centralgewalt und Parlament, nnd

man war darin einig»daß diese Centralgewalt »nuran

Preußen,dem mächtigstenrein deutschenStaate- NEMAT-

gen werden könne.
« , , »

Seit jener Zeit hat sich die Situation wieder gean-
dert. Die preußische Regierklllgjckt es NITPk
verstanden, jene ihr so günstige Stimmung in



Deutschland zu benutzen, und heut, nach sieben
Jahren, wo die politische Richtung, welchedie preußische
Regierung vertritt, die entgegengesetzteist von jener,
welche im Jahre 1859 das deutscheVolk in Preußen
als auf ewige Zeiten gesichert glaubte, heut will ein

großer Theil des deutschen Volkes nichts mehr von der.

preußischenFührung wissen.
Da tritt mit einem Male Herr v. Bismarck auf,

und beantragt bei dein Bund die Einberufung
eines deutschen Parlaments, welches ans

direkten Wahlen mit allgemeinem Stimmrecht
hervorgehen soll· Was kann man mehr verlangen?
Sind hier nicht die kühnstenForderungen der liberalen

Partei befriedigt? Darf man auch nur einen Augen-
blick zaudern, jene Gabe anzunehmen,wenn einem auch
die Hand mißfällt, welche sie reicht? Sind nicht die
einmal geschaffenenEinrichtungen ewig, während die

Personen vergänglichsind, und mit ihnen auch die Prin-
zipien, welche sie zur Geltung zu bringen suchen,ver-

schwinden? Solche Fragen werden gewißvielfach laut

werden, und es ist deßhalbgeboten, daß wir unsern
Lesern mit kurzen Worten klar machen, weßhalbwir

trotz des Verlockenden, welches in jenem Antrage liegt,
der Ansicht sind, er enthalte nichts, was die libe-
rale Partei bestimmen könne, i n freudig zu
begrüßen, und für denselben mit der ganzen
Begeisterung der erfüllten Hoffnung einzu-
treten-

Wir haben gesehen, daß einem Parlament, wenn

seine Beschlüssevon Wirkung sein sollen, auch eine

gewisseMacht inne wohnenmuß, und deßhalbmüssen
wir für ein deutschesParlament, wenn wir Hoffnungen
auf seine Wirksamkeit setzensollen, auch Macht fordern,
nnd seine Machtbefugnißmuß genau von vornherein
bestimmt sein, oder es muß in der Lage sein, sie sichselber
zu bestimmen, damit späterkein Streit erhoben werden
kann in dieser Beziehung-. Von solcher Bestimmung
finden wir aber nichts in dem preußischenAntrage, es

ist nur gesagt, es solle ein Parlament zusammenberufen
werden, dem ein Verfassungsentwurffür Deutschland
vorgelegt werden soll, über welchen sich die deutschen
2iegierungen bis zu dem Zusammentritt des Parlaments
verständigensollen. »Das ist, wie man bei einigem
Nachdenken sehen wird, ein sehr dehnbares Programm.
Entweder kann der Fall eintreten,daß sich die deutschen
Regierungen nicht über eine Vorlage für das Parlament
verständigen,oder die Vorlagekann so sein, daß sie das

Parlament für unaunehmbarfindet.Was dann? Auf diese
Frage bleibt uns der preußischeAntrag die Antwort schuldig-

Aber vielleichtwill Herr v. Bismarck dem deutschen
Parlament eine großeMachtbefugniß,einen sehr wesent-
lichen Einfluß auf die Führung der deutschenAngelegen-
heiten gestatten? Wer das glaubt, dem antworten wir
nur eins: Er möge auf unser engeres Vaterland, auf
Preußen blicken, und er wird gewißsehr bald von sei-
nem Glauben zurückkommen·

Ein Parlament ohne Macht, eine Bundesreform,
deren Grundidee nicht einmal angegeben ist, das sind
keine Vorschläge,welche darauf Anspruchmachen können,

den freudigenBeifall der liberalen Partei zu finden, und
deßhalbist nach unserer Ansicht die Frage sehr wohl
gerechtfertigt:Annehmen oder Ablehnen?

PtkcktssfbtWochenfchau.
«
Preußen. Die Kriegsfrage ist es noch immer, welche

die Aufmerksamkeitvor Allem in Anspruchnimmt. Es sind
in den letzten Tagen verschiedenezwischenWien und Berlin

gewechselteDepeschen veröffentlichtworden, in welchen die
eiden Kabinete sich gegenseitigdie Schuld der eingetretenen

Spannungzuschreiben. Die letzte österreichischeDepeschesoll
in- sehr bestimmter Weise ein Rückgängigmachender preu-
ßischenRüstungenfordern. Nach der Sprache der preußischen
ofsiziösenBlätter zu urtheilen, ist die preußischeRegierung
nicht gesonnen, darauf einzugehen,und scheint somit die Ge-
fahr eines Krieges immer näher zu rücken. Inzwischen fährt
das preußischeVolk fort, sich entschiedengegen den Krieg
auszusprechenJn Gladbach, in Bahn-knien in Mars-, in
Essen- M Jnstcrburg und in Gumbinnen haben in der
letzten WocheVersammlungenstattgefunden, welchesämmtlich
sehrzahlreichbesuchtwaren, und die sich alle gegen den Krieg
mit Oesterreich ausgesprochen haben. Auch mehrere berliner
Bezirksvereine haben Resolutionen in diesem Sinne ange-
nommen. Auch das Aeltesten-Kollegiumder berliner Kauf-
mannschaft hat einstimmig beschlossen,an den König eine

Adresse zu richten, in welcheres heißt: ,es mögeEw. Maj.
gefallen, die Befürchtungeneines unheilvollenKrieges zu zer-
streuen und Ihrem Volke die Sicherheit des Friedens wieder

zu geben«
Am 11. d. M. fand in Berlin eine von etwa 3500

Personen besuchte Versammlun der Mitglieder und Freunde
des NationaliVereins statt, wel er der Abgeordnete v. H ennig
präsidirte. Derselbe legte nach kurzer Ansprache folgende
Resolution zur Annahme vor:

»Die gefährlichenVerwickelungen,welcheDeutschland in
einen inneren Krieg zu stürzendrohen, legen mehr als je die

Unhaltbarkeit der deutschen Bundesverfassungvor den Augen
Europas blos.

»

Die wiederholten,«aber fruchtlosenVersucheder deutschen
Regierungen für Bundesreform geben ein weiteres Zeugniß,
wie dringend geboten im Interesse Deutschlands die

Bestrebungen des Nationalvereins sind Und wie berechtigt
das Ziel ist, dessenErreichunger sich zur Aufgabegestellt hat.

Die berliner Mitglieder des National-Vereins beharren
deßhalb auch unter den heutigen schwierigenVerhältnissen
bei ihrem Programm und sehen in den drohenden Gefahren
nur eine Aufforderungzu noch größererund energische-Wer
Thätigkeitsurdie Zwecke des Vereins.

Im Hllsbllckauf die gegenwärtigenWirren sprechensie
wiederholt·Ihre Ueberzeugung aus, daß der mlllkarische
und maritime AnschlußSchleswigs-Holsteinsals berechtigter
AnspruchPreußensfestzuhalten sei, daßaber die gewaltsame
Annexion der Herzogthümerüber»dlksein« dem deutschen
Berufe PreußensbegründetenAplpkuchehinausgehen und

Preußen mit der Verantwortlichksltfur den drohenden Krieg
und die Einmischungfremder Machtebelastenwürde.

Jn Bezug auf den gegenwartigenAntrag Preußens auf
Bundesreform erklären die berliner Mitglieder des ·National-
Vereins, daß eine solche nur unter einer Staatsleitung zum
Ziele geführtwerdenkann, welchees sich zur»ers,tenund un-

erläßlichstenAufgabe setzt, das verfassungsmaßigeRecht des

eigenen Landes unbeschränktin volle Geltung zu setzenund

den Ausbau der verfassungsmäßien Freiheiten zu vollenden,
weil nur in der Lösungder Vol skraft von den Banden des

inneren KonfliktesPreußen die Kraft gewjlluh feine große
geschichtlicheAufgabe, die Einigung Deutschlands in Macht



und Freiheit, zur eigenen Ehre und zum Wohle des ge-

sammten Beten-indes durchszUhren.«
» ·

Mit warmen Worten vertheidigten die AbgeordneteFr.
Dnncker und Schulze-Delitzsch diese Resolution. Sie
schilderten die Gefahren des Krieges, welcher uns droht, weil
Preußen ein Prinzip zur Geltung bringen«will, welches im

Widerspruch steht mit der ganzen Entwickelungdes preu-
ßischen Staates. Die Redner verweilten auch«eingehend
bei dem Plane des Grafen v. Bismarckauf Einberufung
eines deutschenParlamentes, und zeigten, »wiewenig Grund
man habe, diesen Antrag Preußens als»eine Verwirklichung
der Hoffnungenzn betrachten, welche die Nationalpartei so

lange gehegt und gepflegt habe. S»ollte»aber«trotzdemdas

Projekt verwirklicht werden, so sei mit Sicherheitanzu-

nehmen, daß die Vertreter der Ngtionalparteiin demselben
die Mehrheit haben würden, so konne man das Schauspiel
erleben, daß in dem vom Grgfen v.

»

Bismarck einbe-

rufeuen Parlament dieselben Manner saßen,welche·nFch
bis heute durch Herrn v. Bismarck als Revolutionare
bezeichnetund verfolgt würden. Aber man durfe nicht ver-
gessen, daß der Bundestag, bei welchemdieser Antrag ein-
gebracht worden, nicht der Ort sei, wo solcheAntrage·eine

ünstigeAufnahme fänden. Beide Redne»rwurdenbei ihren
usführungen wiederholt durch den stuemlschsten,Belf·all

unterbrochen, und es wurde die vorstehende Resolution ein-
· ·

en mmen.

stlmgsskisKannss« d»M,hat sich der Sechsunddreißiger
Ausschuß in Frankfurt·versammelt,um Angesichtsder

jetzigenLage der Dinge seine Ansicht offen und deutlich aus-

zusprechen. Er hat folgende Ansprache an das deutsche
Volk erlassen:

1) Drohend steht vor Deutschland die Gefahr eines

Bürgerkriegs,der Einmischungdes Auslandes, des Untergangs
der bürgerlichen Freiheit und des Wollstandes.

2) Das rechtswidrige Verfügen eider deutscher Groß-
mächteüber die von der dänischenHerrschaft besreiten Her-

ogthümerwie über eine Kriegsbeute, die offenkundigenPläne
gewaltsamerAnnexion bei der preußischenRegierung, die

Schwächefast aller übrigendeutschenRegierungen,und einer

Bundesverfassuug, welche das deutsche Volk»von der

Leitung seiner Geschicke
»
vollständigausschließt,fuhren Ber-

wirrung und Verderben uber Deutschlandherauf.
Z) Der entschiedensteden deutschenBruderkrieg verdam-

mende Protest sei die Antwort ·an ein jedes friedensstö-
rende Beginnen. Schon haben »sichin einzelnenpreußischen
und andern Städten laute Stimmen gegen die Gefahren
einer verderblichen Kabinetspolitikerhoben. Will aber das

deutscheVolk sich Nicht zum MitschUldigenmachen an dem

nationalen Unglück,so muß es allerortenso vernehmlichund
kräftigseine Meinung Und seinen Wlllenkundgebemdaß die

Rätheund auchdie Trägerder Kronen sienichtuberhörenkönnen-

4) Eine vollständigeUmgestaltxmgperdeutschen Ver-

fassungist nothwendig, wollen wlk fUr die»Zukunftden
Jammer und die Gefahren der ielölgenZUstandebeseitigen,
jeder Regierung aber, welche, das Recht des eigenen Landes
nicht achtend, mit Plänen einer Vundesreformhervortritt,
etwa in der Absicht, Bundesgenossenin einem Burgerkrceg
zU werben, fehlt mit dem Vertrauen des»eigenenund des

deUJkschenVolks die Gewähr für das Gelingen des großen
nationalen Einigungswerks.

Frankfurt a. Ni» 7. April 1866.
Der Ausschußder Versammlung von Mitgliedern deutscher

Landesvertretungen.
«W1eman sagt, ist ein Schutz- und Trutzbündniß
zwllcheMPreußenund Jtalien dem Abschlußnahe.
Dasselberichtet natürlichseine Spitze gegen Oesterreich

Am 9. April hat bekanntlichPreußen seinen Antrag auf
Einberufung des deutschen Parlaments gestellt, über
dessen Werth wir uns in einem besonderen Artikel aus-

gesprochenhaben. Um aber unsern Lesern die Möglichkeit
zu geben, selbst»zu prüfen und selbst zu urtheilen, lassen wir

hier den vollständigenpreußischenAntrag und auszugsweise
auch die Motivirung dieses Antrages folgen. Der Antrag
lautet: ,,-Hohe Bundesversammlungwolle beschließen:Eine
aus direkten VOIksWahlenund allgemeinemStimmrecht her-
VokgehendeVerlammlung für einen noch näher zu bestim-
menden Tag eiiizubetllfen,um die Vorlagen der deutschen
Regierungen über eine Reform der Bundesverfassung ent-

gegenzunehmen und zu berathenz — in der Zwischenzeit
aber, bis zum Zusammentritt dieser Versammlung, durch
Verständigungder Regierungen unter einander, diese Vor-
lagen festzustellen.«

Die Motivirung dieses Antrages ist in ihren Grund ügen
etwa folgende: »Das Bedürfniß einer Bundesresorm
sei notorisch und sowohl von den Regierungen wie von der
Nation wiederholt ausgesprochenworden. Den letzten bedeut-
samen Ausdruck habe es im Fürstenkongreß gefunden.
Preußen,welches sich dieser Versammlung fern halten mußte,
habe seinerseits aus Veranlassung des Kongresses die

Grundsätze festgestellt, welche allein es als Grundlage der

Reformfür geeigneterachte. Wie damals, so haben seit jener
Zeit die Ereignisse in nochhöheremund dringenderemUmfang
das·Reformbedürfnißdargethan. Der dänischeKrieg habe
gezeigt, daß selbst in dem denkbar günstigstenFalle des

einigen Vorgehensbeider Großmächte die Bandes-Institu-
tionen Deutschland nicht zur Betheiligung an einer großen
nationalen Frage gelangen ließen. Jnsbesondere sei es die

Bundes-Militär-Verfassunggewesen, auf deren Reform
Preußen wiederholt energischgedrungen, weil sie sich für die

Sicherheit Deutschlands ganz unzulänglich erwiesen. Der
ge enwärtigeKonflikt zwischen Preußen und Oesterreich zeige,daßder Bund in seiner jetzigen Verfassung auch nicht den

innerenFrieden Deutschlands zu wahren im Stande sei , da
die Möglichkeitder Durchführungder Buiidesverfassungs-
Bestimmungen nur unter Voraussetzungder Einigkeit beider
Mächte existire. Bisher habe Preußen durch stete Nachgiebigs
keit diese Einigkeit zu erhalten gesucht. Jn dem ges enwärti-

gen Zustand der mangelnden Uebereinstimmung habesich
Preußen an die deutschen Regierungen, indem es Oesterreichs
Verfahren veranschaulichte, mit einer Anfrage über ihre
Unterstützungen,im Fall Oesterreich zum Angrisf gegen Preu-
ßen vorginge, gewendet. Der gleichmäßigeHinweis der deut-
schen Regierungen auf Art. 11 der Bundesakte müssePreu-
ßen»überzeugen,daß es in jedemKonflikteauf sich Und seine
Krafteallein angewiesensein würde und daß bei dem schwer-
falligenFormalismus der Bundesverfassungetwaige Hilfe
immer zu spät kommen müsse. Bei HerJ,el·3!gek!E-1thicke-
lung der MilitärmächtemüssediesesMißverhältnißfür Ver-

wickelungenmit dem Auslande in erhöhtemMaße gefahr-
bringend sein. — Aber neben den politischen und militärischen«
Rücksichtenerwarten noch viele andere Bedürfnisseder deut-

schen Nation die Befriedigung,welche der Bund in seiner
bisherigenGestalt nicht gewahrezWenn nun das Bedürfniß
einer Reform sonachaugenscheinlichsei, so frage es sichnach»den
Wegen, wie die Reform vorzunehmen. Erfahrungsmalzlg
haben einerseits weder »dieVerhandlungenzwllfhetlden Ve-
giekungen,noch anderseits die Verhandlungeneiner»konstitu-
irenden Versammlung für sich allein ans·ZlelgerhtL Es

sei eben das Zusammenwirken beider Faktoer-
weiches allein den Erfolg verbürge Hieraus motchre sieh
der Vorschlag zur Einberufung eines·Parlaments. Was die

Modalitäten dabei betreffe, so sei die preußischeRegierung,



wie von ihr schon bei vielfachen Gelegenheitenentwickelt

worden, der Ueberzeugung,daß die zu berufende Versamm-
lung nicht aus Delegationen, sondern aus Grund allgemeiner
Wahlen nach Maßgabeder Bevölkerungszahlbestehenmüsse.
anwischen sei es der Wunsch der königl.Regierung, daß
sofort Virhandlungen zwischen PknBundesmitgliedernüber
die nothwendigstenVorlagen eroffnet werden. Jndem man

fiir diese einen bestimmten Kreis abgrenze, werde die Zeit
bis zuiii Zusainmeniriit der Versammlungvollständigzu den

nöthigen Vereinbarungen ausreichen. Jn der Bestimmung
eines festen Termines zum Zusarninentritt liege aber die Ge-

währ, daß die Jerhaudlung sichnicht wieder in’s Ungewisse
verlieren werde-«

Man sieht, die Motivirnng ist sehr geschickt,sie hebt alle

Mängel des gegenwärtigenZustandes hervor, aber man darf
nicht vergessen,wer es ist, der das Heilmittel dagegen bietet.
Ein deutlches Parlament muß Rechte haben, uiid welches
sind die Rechte, die Herr v. Bisinarck demselben einräumen
will? Auf jeden Fall aber, dies ivollen wir bei all unseren
Einwänden gegen den jetzigenJorschlag nicht verkennen, ist da-

mit eine wichtigeWeridung iii der Entwicklung der deutschen
Frage geschehen. Das Samenkorn ist in Erde gesenkt, wir

denken, die Zeit wird kommen, wo es gute und reichliche
Früchteträgt.

Die Bewegung und ihr endliches Ziel.
II.

Wir schlossen unsere vorige Betrachtung mit-der Be-

merkung, daß die Gesetzgebung(d. h. die Regierung) auf
ihrem Wege still steht, weil sie vor den Forderungen der

Demokraiie erschrickt.
Was ist Demokratie2 Nichts als die letzte For-

derung der Nichtprivilegirten, ganz und voll den Piivilegirten
gleich zu steh-Jn, das ist eben: keine Privilegien mehr zu
dulden und zu besitzen. Die Privilegirieii hatten das Recht
der Stenerbeivilligung und Prüfung des Staats-

haiishaltes, die Deuiokratie will dies Recht für Jeden,
der Steuern zahlt. Die Privilegirten hatten Schutz und

gewaltsaiiie Preisbestimmung für ihre Arbeitsleistung — die
Demokratie will gleichmäßigen Schutz für jede
Arbeit, d. h. eben keinen besondern, nur den, daß man

jeder Arbeit gewährenlasse, damit sich-ihr Preis innerhalb
des Angebols und der Nachfrage regnlire; aus diesem Grunde
aber ist sie Feind jeder polizeilichenBeschränkung,jeder Zunft,
jedes Schutzzolles, jeder indirekten Steuer, welche alle störend
auf das Angebot und die Nachfrage einwirkeii. Wie aber

für die Freiheit der Arbeit, so tritt sie auch für die Freiheit
des Kapitals ein, denn dies ist ja nichts weiter als eine

Summe ersparter Arbeitt Anch die Gesetze des Kapitals
reguliren sich innerhalb des Angebots und der Nachfrage,
und kein Finanzrnann, kein«Sozkalistund kein Kominunist
hat noch ohne die einpsindlichstenRückschlägein dieselben
eingegriffen. Sie will und kann deshalb iri die Herrschaft
des Kap:ta·ls nicht anders eingreifen, als durch direkte

Besteuerung desselben, denn das Kapital ist es iii letzter
Instanz, das den Staat durch seine Beweglichkeiterhalten
mu .

BSomitsind wir hier an dein Ziel und der Grenzeder

Bewegung-über welche hinauszugehen gefahtllchnltzWie-
derum würde man auf der entgegengesetztenSeite iii das

Privilegieiiivesen und in feudale Prinzipien fallen, wollte
man den Theorien des Sozialismus und des Kommunismus

huldigen. Ein warrieirdes Beispiel giebt uns hier die Ge-

schichte des Jahres 1848 und 49. Die Unreife der politischen

Bildung schoßüber ihr Ziel hinaus. Sozialisten und

Kommunisten tauchten auf. Beide Bestrebungen sind, wie

gesagt, gleichfalls feudal, denn wenn der Proletarier
ein Recht auf Arbeit fordert, so fordert er damit einen be-
stimmten Preis seiiier Leistungim Voraus, eben so gut wie
der Ritter, der Land und Wasser mit Pächten nnd Zinsen be-
legte, und der Kommunist, der den Preis der Arbeit ganz
und gar- negirt, negirt überhauptdie menschlicheGesellschaftL
er gehörte allenfalls in die Mönchsorden des Mittelalters.
Hiervon sahen wir namentlich iii Frankreich die verderblichsten
Folgen. Selbstverständlichizog sich das Kapital aus dein
Betriebe, dessen Grundlagen wankend wurden· Der Be-
sitzende wurde ein Feind der Bewegung, der Juniaufstand
brach aus, er unterlag — und Frankreich seufzt noch
heut unter eisernen Faust des absoluten Herrschers,
den es damals um jeden Preis einsetzte, blos uin

die natürlichen Grundlagen der Gesellschaft zu retten.

Dennoch ist die blinde Furcht vor solchen Extravaganzen
jedesmal das Schlimmste, nur sie sieht das rothe Gespenst
—7 die BassermannschenGestalten, leibhaftig umgehetlz kek

wirkliche Eintritt solcher Bewegung, die so barbarisch wäre
als die Völkirwanderung, die in das Römerreich einbrach,
oder der Zug des Dschingiskhan, gehört in dieser Zeit der

Civilisation und bei deren Hilfsquellen der Vertheidigung iii
das Reich der Fabel. Der menschlichenGesellschaftliegt die

Absicht sich selbst zu zerstören,eben so fern, wie dein gesun-
den normalen Menschen der Selbstniord. Nur der Rest der

Privilegirten fabelt von katalinarischen Existenzen, von Anf-
lösung und Untergang der menschlichenGesellschaft, weil er

sich und seine Privilegien mit jener identisizirt; überdem ist
es immer die Maxime solcher Köpfe gewesen, auf die For-

dglungen
des Fortschritts das Anathekna der Anarchie zu

1 cll ern.

Also: Gleiches Recht und gleiche Pflicht — gleiches
Gewährenlassen Jedem, mag er heute Schneider, mor-

gen Arzt urid übermorgenKaufmann sein — seh’ er nur zu,
wie ihni die Gesellschaft die Leistungen bezahlt. Freie
uirgehinderte Aeußerungder Meinung in Wort und Schrift-,
denn die falsche Meinung trägt ihren Untergang in sichselbst
und Alles das, was die Wahrheit fürchtet,fühlt dunkel seine
unbsrechiigteExistenz.

Und dann für Alle die freie Wahl, an jedem Orte

unseres dentschen»Vaterlandesseine Hütte aufschlagen zu
können. Dies«fuhrt zur deutschen Frage, und hier müssen
wir für ein einiges großesDeutschland sorgen, damit uns

gleichts»NechtUnd gleichePflicht auch gegennber den anderen

euwpäischenVölkern gewährt weide, damit der Deutsche
nicht fekMk, wie es noch heutigen Tages der Fall ist, im

Auslande unter den Völkern steht, wie der Jude iui Mittel-
alter, geschlagenund verachtet, gemaßregeltund geduldet, wie

es dem Uebermüthigeneinfällt, der ihn mißhandelt-ZU Ne-

ser deutschen Frage gehörtauch der Sttelt Um Schlesivigs
DOHRN- deu nur die im Aufsteigen begriff-IrreBewegung
endlich zu einein glücklichenEnde führen ZVikd,hierher gehört
die Frage nach dem deutschen Parlament in Frankfurt. Wo-

hin ecidlich unser VerfasslkngsstreitUnd die Militärfrage
gehören,bedarf schließlichkeiner Erörterung.

Ohne daß man III Wsig und fanguinisch die Zeit
betrachte, die ThatsacheIst da: wir besinden uns dermalenin
der aufsteigenden Bewegung, jeder Schritt ist ein Schritt
zum Siege u·..d selbstNiederlagenthun deni»F0rtschrittkeinen

Abbruch; benutzen wir endlich den entscheidendenSieg mit

Mäßigkeitund Energie,so wird der Segen siir die kommen-
den Geschlechternicht fehlen.

Druck und Verlag von Franz Duncker in Berlin. — VerantwortlicherRedakteur und herausgeben Dr. G. Lewtiistein in Berlin.


